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Ausgangslage in der öffentlichen Hand

 “Die Abgabenlast in Deutschland wieder gestiegen” g g g
(FAZ, 25.04.12)

 “Schuldenrekord im Euro Raum” (NZZ 24 04 12) “Schuldenrekord im Euro-Raum” (NZZ, 24.04.12)

 “Die Länder erreichten erstmals ihr Sparziel” p
(Wiener Zeitung, 30.04.12)

 Sinkende Einnahmen und steigende Ausgaben Sinkende Einnahmen und steigende Ausgaben
erhöhen den Druck auf Budgets.

W ? Was nun?

Institut für Systemisches Management
und Public Governance
Institut für Systemisches Management
und Public Governance

© Roger W. Sonderegger
62. Städtetag, 31.05.2012 

Definition

 “Leistungen stellen das direkte Ergebnis der Ver-g g
waltungstätigkeit aus dem Blickwinkel eines Dritten
(externen Leistungsempfänger) dar.“   ( g p g )

 Öffentliche Leistungen sind Produkte und Dienst-
leistungen welche durch die öffentliche Handleistungen, welche durch die öffentliche Hand 
erbracht werden. 

 Für öffentliche Leistungen besteht eine gesetzliche
Grundlage.

Kuno Schedler / Isa Proeller: New Public Management, 4. Aufl., Verlag Haupt Bern, Wien, 
Stuttgart, 2009, 72

Institut für Systemisches Management
und Public Governance
Institut für Systemisches Management
und Public Governance

© Roger W. Sonderegger
62. Städtetag, 31.05.2012 8



Thesen
 Subsidiaritätsprinzip: Die öffentliche Hand 

übernimmt nur Aufgaben, welche Private nichtg ,
besser erfüllen können.

 Die öffentliche Hand hält sich aus Märkten heraus Die öffentliche Hand hält sich aus Märkten heraus.

 Monopole werden zurückhaltend geregelt.

 Gewährleistungsstaat: “Bei der Aufgabenerfüllung
trägt der Staat die Gewährleistungsverant-trägt der Staat … die Gewährleistungsverant-
wortung, erbringt aber lediglich sogenannte
Kernaufgaben des Staates selbst ”Kernaufgaben des Staates selbst.

Kuno Schedler / Isa Proeller: New Public Management, 4. Aufl., Verlag Haupt Bern, 
Stuttgart, Wien, 2009, 34 f.

Institut für Systemisches Management
und Public Governance
Institut für Systemisches Management
und Public Governance

© Roger W. Sonderegger
62. Städtetag, 31.05.2012 

Stuttgart, Wien, 2009, 34 f.

Grundlagen (2)

„all-in-one“ - Staat

Management Sicht Ökonomische Sicht Politische Sicht

Eigentümer staatlicher
Gewährleister 

Erbringer staatlicher

Management-Sicht Ökonomische Sicht Politische Sicht

Eigentümer staatlicher
Institutionen:

- Substanzerhaltung
- Rendite

gesellschaftlicher
Versorgung:

- Versorgungsstandards
Gesamtkosten

Erbringer staatlicher
Leistungen:

- Effizienz / Effektivität
- Kundenorientierung

- Gesamtkosten
g

Institut für Systemisches Management
und Public Governance
Institut für Systemisches Management
und Public Governance

© Roger W. Sonderegger
62. Städtetag, 31.05.2012 9



Grundlagen (3)

Schnelltest zur Prüfung der Auslagerbarkeit von öffentlichen 
Aufgaben

11 • Ministerialaufgabe oder Rechtsprechung? (ja > 7)

22 • Starker Eingriffscharakter? (ja > 5)2 g (j )

33 • Eigene Rechtsperson nötig / sinnvoll?

?44 • Besteht ein echter Markt?

55 • Wie ist die Effektivität zu beurteilen?

66 • Ist die Lösung effizient?

• Politische Sicht / Beurteilung

vgl. Kuno Schedler / Roland Müller / Roger W.Sonderegger: Public 
Corporate Governance Handbuch für die Praxis Verlag Haupt 2011

77 • Politische Sicht / Beurteilung

Institut für Systemisches Management
und Public Governance
Institut für Systemisches Management
und Public Governance

© Roger W. Sonderegger
62. Städtetag, 31.05.2012 

Corporate Governance – Handbuch für die Praxis, Verlag Haupt, 2011

Optionenraum: Mögliche Varianten

 Option 1: Einstellung der LeistungserbringungOption 1: Einstellung der Leistungserbringung

 Option 2: Auslagerung / Ausgliederung einer
Leistung

 Option 3: Public-Private-PartnershipOption 3: Public Private Partnership

 Option 4: New Public Management-Instrumente

 Option 5: Gemeinsame Aufgabenerbringung
zusammen mit anderen Städten / Gemeindenzusammen mit anderen Städten / Gemeinden

Institut für Systemisches Management
und Public Governance
Institut für Systemisches Management
und Public Governance

© Roger W. Sonderegger
62. Städtetag, 31.05.2012 10



Option 1: Einstellen der Leistungserbringung

 Ansatz: Es werden diejenigen Leistungen erbracht, j g g ,
für welche Ressourcen vorhanden sind.

 Grundlage: Kosten Leistungsrechnung Grundlage: Kosten-Leistungsrechnung.

 Konsequenz: Produkte und Dienstleistungen, fürq g
welche keine / zu geringe Ressourcen vorhanden
sind, werden nicht mehr angeboten., g

 Schwierigkeit: Gesetzliche Grundlage muss 
t d ( liti h Wid t d)angepasst werden (politischer Widerstand). 

Institut für Systemisches Management
und Public Governance
Institut für Systemisches Management
und Public Governance

© Roger W. Sonderegger
62. Städtetag, 31.05.2012 

Option 2: Auslagerung / Ausgliederung

 Ansatz: Aufgaben, welche ausserhalb der öffent-Ansatz: Aufgaben, welche ausserhalb der öffent
lichen Verwaltung effektiver und / oder effizienter
erbracht werden können, werden organisatorischerbracht werden können, werden organisatorisch
ausgegliedert.

 Beispiel: 

 Busbetrieb: In der Privatwirtschaft kann ein anderes Busbetrieb: In der Privatwirtschaft kann ein anderes
Lohnsystem angewendet werden.

Institut für Systemisches Management
und Public Governance
Institut für Systemisches Management
und Public Governance

© Roger W. Sonderegger
62. Städtetag, 31.05.2012 11



Option 3: Public-Private-Partnership

 Ansatz: Aufgaben werden in Kooperation zwischensat u gabe e de oope at o sc e
öffentlichen Stellen und privaten Unternehmen / 
Organisationen erbracht.Organisationen erbracht. 

 Es sind dazu vielfältige Modelle möglich.

 Beispiel: 

 Die öffentliche Hand erstellt ein Kulturzentrum, das 
von einem Verein betrieben wird.

Institut für Systemisches Management
und Public Governance
Institut für Systemisches Management
und Public Governance

© Roger W. Sonderegger
62. Städtetag, 31.05.2012 

Option 4: New Public Management

 Ansatz: Instrumente des New Public Managements 
i t i b t L i teinsetzen, um eine verbesserte Leistungs-

erbringung zu erhalten.

 Zu erbringende Leistung, klare Zielsetzungen und 
Finanzierung werden aufeinander abgestimmtFinanzierung werden aufeinander abgestimmt.

 Beispiel: 

 Abfallentsorgung: Mit der ausführenden
Organisation wird in einer LeistungsvereinbarungOrganisation wird in einer Leistungsvereinbarung
die zu erfüllenden Aufgaben definiert und im Global-
budget die Finanzierung festgelegt.

Institut für Systemisches Management
und Public Governance
Institut für Systemisches Management
und Public Governance

© Roger W. Sonderegger
62. Städtetag, 31.05.2012 

g g g g
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Option 5: Gemeinsame Leistungserbringung

 Ansatz: Städte / Gemeinden erbringen Aufgabensat Städte / Ge e de e b ge u gabe
gemeinsam (z.B. in gemeinsamen Unternehmen).

 Ziel ist es, die Aufgabenerfüllung effektiver und 
effizienter zu gestalten.

 Beispiel: 

 Elektrizitätsversorgung: Zwei oder mehr Städte / 
Gemeinden legen die Stromversorgung in einem
gemeinsamen Unternehmen zusammen.

Institut für Systemisches Management
und Public Governance
Institut für Systemisches Management
und Public Governance

© Roger W. Sonderegger
62. Städtetag, 31.05.2012 

Zusammenfassung und Ausblick

 Der Druck auf die öffentlichen Finanzen wird
(weiter) zunehmen(weiter) zunehmen…

… und damit die Anforderungen auf die öffentliche
L i t b i höhLeistungserbringung erhöhen.

 Wenn die gängigen Optimierungen ausgereizt sind, g g g p g g ,
tut man gut daran, auch andere Varianten zu prüfen
und neue Wege zu gehen.g g

 Ausgangspunkt ist dabei die Effektivität, wie eine
Optimierung erreicht werden kannOptimierung erreicht werden kann. 

 Und: Offen sein, auch das Undenkbare zu prüfen.
Institut für Systemisches Management
und Public Governance
Institut für Systemisches Management
und Public Governance

© Roger W. Sonderegger
62. Städtetag, 31.05.2012 13



Herzlichen DankHerzlichen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeitfür Ihre Aufmerksamkeit

Dr. Roger W. Sonderegger
d @ i hroger.sonderegger@unisg.ch

Institut für Systemisches Management
und Public Governance
Institut für Systemisches Management
und Public Governance
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Österreichischer Städtetag 2012 
 

Arbeitskreis 1 
„Grenzen der öffentlichen Leistung(serbringung)“ 

 
Wirkungsorientierung als Steuerungsmodell 

in Zeiten knapper Mittel 
 
 
In Zeiten von Konsoliderungsbemühungen wird effizienter und zielgerichteter Einsatz von 
Ressourcen zur zentralen Herausforderung für die Verwaltung, um für BürgerInnen ein 
hohes Maß Qualität der Leistungen zur Bewältigung gesellschaftlicher Probleme bereitstellen 
zu können. Wirkungsorientierte Systeme sind nicht unbedingt Sanierungsinstrumente, sie 
können aber wertvolle Impulse liefern den Konsolidierungsprozess zielgerichtet 
auszugestalten. Wirkungsorientierung hilft die Grenzen der öffentlichen 
Leistung(serbringung) zu bewältigen:  
 
 
1. Wirkungsorientierung stellt die Bürgerinnen und Bürger in den Mittelpunkt. Durch die 

Festlegung von Wirkungszielen werden in Ministerien, Ländern und Gemeinden 
Strategieprozesse ausgelöst, die zu einem besseren Verständnis der Verwaltung, ihrer 
Aufgaben und ihrer Stakeholder führen. Somit lassen sich knappe Mittel besser nach den 
wirklichen Prioritäten für Gesellschaft aufteilen. 

 
2. Wirkungsorientierung schafft Transparenz über die angestrebten Wirkungen und 

Leistungen und zeigt somit auch indirekt auf, was alles nicht (mehr) leistbar ist, wenn 
Mittel knapp sind. Im Nachhinein ermöglicht ein wirkungsorientiertes Reporting eine 
Erfolgsmessung, Evaluierung und das Einleiten von Korrekturmaßnahmen. Somit soll 
frühzeitig erkannt werden, wenn Leistungen nicht die angestrebten Wirkungen entfalten. 

 
3. Organisierte Unverantwortlichkeit führt zu ineffizienten, nicht zielgerichteten Aktivitäten in 

der Verwaltung. Durch die Festlegung von Zielen und konkret durch Indikatoren und 
Messgrößen lassen sich Verantwortlichkeiten zuteilen. So werden Leistungsanreize 
und Strukturen geschaffen, mit denen insgesamt Mittel besser eingesetzt werden. 

 
4. Wirkungsorientierung schafft eine strukturierte Basis für die Diskussion zwischen 

Politik und Verwaltung. Die politische Führung und die Verwaltungsführung geben Ziele 
vor und legen so strategische Prioritäten fest, die als Handlungsrahmen für die 
Verwaltung dienen.  

 
5. Die Wirkungsorientierung schafft neue Formen der Koordinierung. Über eine 

wirkungsorientierte Steuerung muss sowohl innerhalb einer Verwaltungseinheit zur 
Abstimmung der Ziele, aber auch über Ressort- und Gebietskörperschaftsgrenzen 
hinweg koordiniert werden. So lassen sich Schnittstellen optimieren und 
ressourcenbelastende Doppelgleisigkeiten aufdecken. 

 
Wirkungsorientierung ist somit ein Hebel, mit dem die Herausforderungen des öffentlichen 
Diensts wirksam gemeistert werden können! 
 
 
Dr. Johann Seiwald 
Leiter der Wirkungscontrollingstelle des Bundes  
(Abteilung III/9 des Bundeskanzleramts) 

17



 

18



 

 
 
 

 
 
 
 

 
 

 
 

 

 

 

ausgewogen 2015 
 
 
 
 

Vizebgm. Mag. Martin Ruepp 
 

Dornbirn 
 

  

19



 

20



„Ausgewogen 2015“                                                   Stadt Dornbirn

Österreichischer Städtetag, 31. Mai 2012                                                                                     Vizebürgermeister Mag. Martin Ruepp

„Ausgewogen 2015“                                                   Stadt Dornbirn

Ausgangslage: Budget / Einnahmen
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Österreichischer Städtetag, 31. Mai 2012                                                                                     Vizebürgermeister Mag. Martin Ruepp
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„Ausgewogen 2015“                                                   Stadt Dornbirn

Ausgangslage: Ertragsanteile / Ausgaben
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Österreichischer Städtetag, 31. Mai 2012                                                                                     Vizebürgermeister Mag. Martin Ruepp

2001 2003 2005 2007 2009

„Ausgewogen 2015“                                                   Stadt Dornbirn

Idee - Start

Pate für das Projekt war die Regierung in Liechtenstein, die ein ähnliches 
Projekt durchgeführt hatProjekt durchgeführt hat.

Mitarbeiter der Regierung in Liechtenstein haben uns ausführlich in ihr Projekt 
eingeführt.eingeführt.

Der Name „Ausgewogen 2015“ wurde bewusst übernommen.

Eine externe Moderation und externe Berater wurden von Anfang an 
einbezogen.g

In einer gemeinsamen Klausur aller Gruppenleiter und der politischen 
Führungsspitze (Dezember 2010) wurden die Ziele definiert die GrundlagenFührungsspitze (Dezember 2010) wurden die Ziele definiert, die Grundlagen 
festgelegt und der weitere Ablauf fixiert.

Österreichischer Städtetag, 31. Mai 2012                                                                                     Vizebürgermeister Mag. Martin Ruepp22



„Ausgewogen 2015“                                                   Stadt Dornbirn

Zielsetzung/AufgabeZielsetzung/Aufgabe

Freies Budget
>= 5 % der 

ordentlichen Einnahmen

>= € 8 Mio

Freie Rücklagen

Ansparen auf 10% der Netto Ansparen auf 10% der 
ordentlichen 

Ausgaben

>= 10 Mio

Netto-
Neuverschuldung

Darlehenstilgungen 

Eigen-
Finanzierungsgrad

für Investitionen

Österreichischer Städtetag, 31. Mai 2012                                                                                     Vizebürgermeister Mag. Martin Ruepp

>= Darlehensaufnahmen >=  30% der Inv.-Summe
> ca. € 10 Mio (z.B. für 2011)

„Ausgewogen 2015“                                                   Stadt Dornbirn

Grundlagen, Voraussetzungen

• Von Anfang an sollte es ein gemeinsames Projekt aller politischen Parteien, 
der Stadtverwaltung und der Dornbirner Bevölkerung sein.der Stadtverwaltung und der Dornbirner Bevölkerung sein.

• Es sollte nicht nur ein Sparprojekt sein sondern gleichzeitig eine umfassende 
Aufarbeitung der städtischen Produkte ermöglichen (Definition einesAufarbeitung der städtischen Produkte ermöglichen (Definition eines 
Produktkataloges, Erfassung der Mengen, Sachkosten und Personalkosten)

Es sollte in weiterer Folge als Vorbereitung zur Einführung einer• Es sollte in weiterer Folge als Vorbereitung zur Einführung einer 
Kostenrechnung (Kostenstellen, Kostenarten, Kostenträger) und einer 
produktorientierten Budgetierung dienen.

• Über Ziel- und Leistungsvereinbarungen sollen die Produkte in 
Mitarbeitergesprächen jährlich evaluiert und neu definiert werden. Damit soll 
der Erfolg von „Ausgewogen 2015“ nachhaltig abgesichert werden.

Österreichischer Städtetag, 31. Mai 2012                                                                                     Vizebürgermeister Mag. Martin Ruepp23



„Ausgewogen 2015“                                                   Stadt Dornbirn

Grundlagen

• Es sollen keine Mitarbeiter aktiv abgebaut werden. Die 
Einsparungspotentiale bei den Personalkosten soll durch eine nachhaltigeEinsparungspotentiale bei den Personalkosten soll durch eine nachhaltige 
Personalentwicklungsplanung und eine höhere Flexibilität im  Einsatz der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (durch Umschichtungen nach natürlichem 
Abgang) erfolgenAbgang) erfolgen. 

• Einsparungspotentiale sollten in erster Linie durch die Verbesserung der 
Ablaufprozesse und der Organisation bzw durch Überarbeitung der ProdukteAblaufprozesse und  der Organisation bzw. durch Überarbeitung der Produkte 
erzielt werden.

• In zweiter Linie durch die Reduktion von Ausgaben (Nachweis der 
angestrebten Wirkung und Ziele von Ausgaben – „Zero base budgeting“, was 
würde sich ändern, wenn die Ausgaben nicht mehr getätigt würden).

• In dritter Linie durch mögliche Einnahmenerhöhung die gleichzeitig eine 
steuernde Funktion im Sinne der Kommune erzielen (zB. 

Österreichischer Städtetag, 31. Mai 2012                                                                                     Vizebürgermeister Mag. Martin Ruepp

(
Parkplatzbewirtschaftung etc.).

„Ausgewogen 2015“                                                   Stadt Dornbirn

Ablauf

• Diskussion des Projektes und einstimmiger Beschluss durch den Stadtrat im 
Dezember 2010.Dezember 2010.

• Ausarbeitung einer konkreten Projektstruktur unter Einbezug aller Parteien in 
der Steuerungsgruppeder Steuerungsgruppe.

• Informationsveranstaltung für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 
RathausRathaus.

• Informationsabende mit Gruppenleitern und Mitgliedern aller Fraktionen.

• Gemeinsame Auftaktveranstaltungen mit der Bevölkerung.

• Vorstellung des Projektes im Gemeindeblatt (mit Fragebogen zur 
Ideenfindung).

Österreichischer Städtetag, 31. Mai 2012                                                                                     Vizebürgermeister Mag. Martin Ruepp

• Einbezug der neuen Medien für das Projekt (Internet, Facebook).

24



„Ausgewogen 2015“                                                   Stadt Dornbirn

Projektstruktur

MitarbeiterInnen

Österreichischer Städtetag, 31. Mai 2012                                                                                     Vizebürgermeister Mag. Martin Ruepp

„Ausgewogen 2015“                                                   Stadt Dornbirn

Umsetzung

• Versand einer Extraausgabe Dornbirn Aktuell mit Vorstellung aller Produkte.

• Gemeinsame Workshops mit interessierten Mitbürgerinnen und Mitbürgern.

• Ausarbeitung von Einsparungsvorschlägen durch die Mitarbeiter (unter• Ausarbeitung von Einsparungsvorschlägen durch die Mitarbeiter (unter 
Einbeziehung von Experten und externen Fachleuten).

Überarbeitung der Vorschläge durch das Projektteam im Sommer 2011• Überarbeitung der Vorschläge durch das Projektteam im Sommer 2011.

• Vorlage eines Maßnahmenkataloges im Umfang von über 100 Seiten im 
Herbst 2011 durch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung.

• Erste Umsetzung von unbestrittenen Vorschlägen im Budget 2012.

Österreichischer Städtetag, 31. Mai 2012                                                                                     Vizebürgermeister Mag. Martin Ruepp25



„Ausgewogen 2015“                                                   Stadt Dornbirn

Zwischenergebnisse

Österreichischer Städtetag, 31. Mai 2012                                                                                     Vizebürgermeister Mag. Martin Ruepp

„Ausgewogen 2015“                                                   Stadt Dornbirn

Weitere Vorgangsweise

•Bis März 2012 haben die einzelnen Fraktionen den Maßnahmenkatalog der 
Verwaltung intern diskutiert.Verwaltung intern diskutiert.

•Die einzelnen Vorschläge wurden nach ihrer Umsetzbarkeit aus Sicht der 
einzelnen Fraktionen bewertet (von 3 Plus bis 3 Minus)einzelnen Fraktionen bewertet (von 3 Plus bis 3 Minus).

•Gleichzeitig machten die Fraktionen Vorschläge wo und wie die einzelnen 
Maßnahmen weiter bearbeitet werden sollen (zB: ArbeitsgruppenMaßnahmen weiter bearbeitet werden sollen (zB: Arbeitsgruppen, 
Ausschüsse, direkt im Amt, Stadtrat ....).

Ü•Die Bewertung der Fraktionen wurden nach Übereinstimmung aus der Sicht 
der Parteien zusammengeführt und in sechs Sondersitzungen des Stadtrates 
intensiv beraten.

•Die übereinstimmenden Maßnahmen sollen im Juni in einem ersten 
Maßnahmenpaket zu „Ausgewogen 2015“ im Stadtrat als „amtsanweisender 

Österreichischer Städtetag, 31. Mai 2012                                                                                     Vizebürgermeister Mag. Martin Ruepp

p „ g g „
Beschluss“ verabschiedet werden.

26



„Ausgewogen 2015“                                                   Stadt Dornbirn

Weitere Schritte und Projekte

•Unter dem Titel „Verwalten & Gestalten wurden – unterstützt durch KDZ und 
einem lokalen Beratungsbüro - weitere Projektgruppen eingerichtet:einem lokalen Beratungsbüro weitere Projektgruppen eingerichtet:

•Integriertes Managementkonzept

•Projektmanagement

Personalmanagement•Personalmanagement

•Organisationsgestaltung

•Kommunikation

•Bürgerservice und Bürgerpartizipation

•Ab Herbst sollen die „kontroversiellen“ Themen diskutiert und beraten 

Österreichischer Städtetag, 31. Mai 2012                                                                                     Vizebürgermeister Mag. Martin Ruepp

„
werden.
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www.kdz.or.at

Grenzen der kommunalen 
Leistungserbringung am 
Fallbeispiel Pflegep g

Arbeitskreis 1 – Grenzen der öffentlichen 
Leistung(serbringung)

Österreichischer Städtetag, Dornbirn, 31. Mai 2012
Mag. Manuel Köfel

St i d  U l b l t i t 

Grenzen der kommunalen Leistungserbringung - Fallbeispiel Pflege

Steigende Umlagenbelastung verringert 
finanzielle Spielräume der Gemeinden

www.kdz.or.at Manuel Köfel
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Umlagen v.a. für Soziales und 
Grenzen der kommunalen Leistungserbringung - Fallbeispiel Pflege

Umlagen v.a. für Soziales und 
Gesundheit

www.kdz.or.at Manuel Köfel

Überproportionales Wachstum der 
Grenzen der kommunalen Leistungserbringung - Fallbeispiel Pflege

Überproportionales Wachstum der 
bedeutentsten Umlagen

www.kdz.or.at Manuel Köfel
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Grenzen der kommunalen Leistungserbringung - Fallbeispiel Pflege

Steigende Sozialhilfe(umlage)

 Umlagensteigerungen im Sozialbereich 
begründet durch:
 Wirtschaftskrise:

Sozialhilfe im engeren Sinn gestiegen

 Pflegefinanzierung:

Anzahl der Pflegebedürftigen steigt

Pflegeversorgung wird teurer

Mangelnde Valorisierung des Pflegegeldes sodass ein immerMangelnde Valorisierung des Pflegegeldes, sodass ein immer 
größerer Anteil der Pflegekosten im Rahmen der Sozialhilfe 
finanziert werden muss

www.kdz.or.at

(Abschaffung bzw. tlw. Wiedereinführung des Pflegeregresses)

Manuel Köfel

Gemeinden an der Grenze der 
Grenzen der kommunalen Leistungserbringung - Fallbeispiel Pflege

Gemeinden an der Grenze der 
finanziellen Leistungsfähigkeit

 Pflegefonds bringt finanzielle Unterstützung:
 Verringert Nettoausgaben der Länder / Sozialhilfeverbände

G i N tt b i S i lhilf l Geringere Nettoausgaben => geringere Sozialhilfeumlagen

 ABER: ABER:
 Pflegefonds ist zeitlich begrenzt

 eine langfristige Institutionalisierung im Finanzausgleich ist g g g g
noch zu verhandeln

 ohne Pflegefonds sind entsprechende Umlagesteigerungen für 
die Gemeinden nicht nachhaltig finanzierbardie Gemeinden nicht nachhaltig finanzierbar

www.kdz.or.at Manuel Köfel
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Reformvorschläge zur 
Grenzen der kommunalen Leistungserbringung - Fallbeispiel Pflege

Reformvorschläge zur 
Pflegefinanzierung
 Trenn ng on So ialhilfe nd Pflege Trennung von Sozialhilfe und Pflege

 Hotelkomponente – Pflegekomponente

 Mehr Transparenz über Pflegekosten

 Mehr Transparenz bei der Sozialhilfe Mehr Transparenz bei der Sozialhilfe

 Aufgaben- und Finanzierungsverantwortung zusammenführen
 z.B.: Pflege beim Bund – Sozialhilfe beim Land

 Keine komplizierten Transferverflechtungen mehr Keine komplizierten Transferverflechtungen mehr 

(Umlagen, Fonds, Ko-Finanzierung ohne Steuerungskompetenz etc.)

 Wer zahlt schafft an! 

 Bundeseinheitliche Standards für Pflege / Regionale Spezifika bei der Sozialhilfe möglichg g p g

 verursachungsgerechte Anreizstrukturen

 finanzielle Mehrbelastung einzelner Gebietskörperschaften in FAG-Struktur ausgleichen

 Aus der Sicht der Städte
 Rückzug aus der Finanzierung von Pflege und Soziales (- nicht aus der Leistungserbringung)

(im Gegenzug z.B. mehr Verantwortung bei der Kinderbetreuung)

 Zumindest mehr Mitspracherecht bei der Festlegung von Leistungsstandards und Normkosten

www.kdz.or.at

 Breitere Finanzierungsbasis!

Manuel Köfel

Grenzen der kommunalen Leistungserbringung - Fallbeispiel Pflege

Kontakt

KDZ Zentrum für Verwaltungsforschung, 
Guglgasse 13 1110 WienGuglgasse 13, 1110 Wien
www.kdz.or.at

 Mag. Manuel Köfel
01/8923492-38

 koefel@kdz.or.at

www.kdz.or.at Manuel Köfel
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Grenzen der öffentlichen 
Leistung(serbringung)  
aus Linzer Sicht 

 
 
 
 

Vizebgm. MMag. Klaus Luger 
 

Linz 
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Arbeitskreis 1 Arbeitskreis 1 
„Grenzen der Öffentlichen 

L i t ( b i )“Leistung(serbringung)“

Vizebürgermeister der Stadt Linz 

MMag. Klaus Luger

Allgemeines zur kommunalen 
Leistungserbringung
Allgemeines zur kommunalen 
LeistungserbringungLeistungserbringungLeistungserbringung

 Ideologisch breites Spektrum zur Rolle der Öffentlichen 
Hand vom

 „Nachtwächterstaat“ bis zum 

 umfassender Sozialstaat („Von der Wiege bis zur Bahre“)

 Kommunale Leistungeng

 Hoheitsbereich

 Privatwirtschaftsbereich Privatwirtschaftsbereich 

 Bedingte Steuerbarkeit durch Gemeinden in den Bereichen

 HoheitsverwaltungHoheitsverwaltung

 Gesundheit

 Soziales Soziales

37



Kategorien öffentlicher 
Leistungserbringung
Kategorien öffentlicher 
LeistungserbringungLeistungserbringungLeistungserbringung

Regulierungs-1 Regulierungs
verantwortung

Angelegenheiten von 
öffentlichem Interesse, die 
(bl ß) d  t tli h  

1

(bloß) der staatlichen 
Regulierung bedürfen.

Gewährleistungs-
verantwortung

Aufgaben, bei denen der Staat über die 

Leistungs-
verantwortung

Aufgaben, bei denen die 

2 3

g ,
Regulierung hinaus (bloß) die 
ordnungsgemäße Wahrnehmung sicher 
stellen soll.

Gewährleistung nicht ausreicht, und 
daher die staatliche 
Leistungserbringung erforderlich ist.

Möglichkeiten der kommunaler 
Leistungserbringung
Möglichkeiten der kommunaler 
LeistungserbringungLeistungserbringungLeistungserbringung

 Eigenerbringung durch Kommune Eigenerbringung durch Kommune

 Kernverwaltung

 Eigen- oder Regiebetrieb

 Eigengesellschaft

 Leistungserbringung in Kooperation mit DrittenLeistungserbringung in Kooperation mit Dritten

 Beauftragung Dritter mit Leistungserbringung

 Initiierung, Förderung, Unterstützung,,Koordination
eigenverantwortlicher Leistungserbringung durch Dritte
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Optimierungspotenziale im MagistratOptimierungspotenziale im Magistratp g p gp g p g

 Prozessanalysen und -optimierungen, Strukturreformen

 Alternative Organisationsstrukturen: Formelle Privatisierungen, 
Netzwerkstrukturen 

 Leistungs- und Aufgabenkritik

 make or buy - Analysen (z.B. Überwachung des ruhenden make or buy Analysen (z.B. Überwachung des ruhenden 
Verkehrs oder Reinigungsdienste ausgelagert)

 Umfassende PersonalentwicklungUmfassende Personalentwicklung

 Moderne Informations- und Kommunikationstechnologie

l h h f d O Kontinuierliche Ausrichtung auf KundInnen-Orientierung, 
Einsatz innovativer Instrumente (z.B. Tele-Service-Center)

Strategischer kommunaler ZyklusStrategischer kommunaler Zyklusg yg y

 Prioritäre Fragen: „WAS machen wir als Öffentlicher Dienstleister 
künftig?“und WAS können (dürfen) wir uns leisten?“künftig?“und „WAS können (dürfen) wir uns leisten?“

 Strategische Perspektive: v.a. Schaffung von Zukunftschancen (z.B. 
Investitionen in Bildung und Forschung, Sozial- und 
Verkehrsinfrastrukturen)

 Beseitigung von Ineffizienzen, transparente, professionelle SteuerungBeseitigung von Ineffizienzen, transparente, professionelle Steuerung
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Möglichkeiten zur Schaffung finanzieller 
Potenziale
Möglichkeiten zur Schaffung finanzieller 
PotenzialePotenzialePotenziale
 Langfristige, strategische Perspektiven statt ad-hoc Maßnahmen à la 

Nulllohnrunden oder Aufnahmestopp  gesamtstaatliche Verwaltungs-pp g g
und Strukturreformen

 Entlastung der Gemeindehaushalte durch Kompetenzentflechtung
(z.B. Kinderbetreuung)

 Verbesserungen im Finanzausgleich

 Überlegung neuer Einnahmequellen (z.B. für Zweitwohnsitze, 
Aktualisierung der Einheitswerte….)

 „Bremse“ bei den Transferleistungen an Länder

AusblickeAusblicke

 Gesetzliche versus freiwillige Aufgaben: 
keine Reduktion auf Pflichtbereiche“  kommunalpolitische keine Reduktion auf „Pflichtbereiche , kommunalpolitische 
Gestaltungsspielräume anstreben

 Konkurrenz zu Privaten: 
Leistungserbringung zur Marktregulierung

O   Kinderbetreuung
O   Pflegeeinrichtungen
O   Energieversorgungg g g
O   Wohnraum

 Effiziente Leistungserbringung:

privatwirtschaftliche Organisationsformen (Unternehmen nach Statut, 
G bH  AG) i  Ei t  d  öff tli h  H dGesmbH, AG) im Eigentum der öffentlichen Hand
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